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Antrag betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Wohnungsgemeinnützig­
keitsgesetz. das Mietrechtsgesetz. das 
Wohnungseigenrurnsgesetz 1975, das 
Richtwertgesetz und das Heizkosten­
abrechnungsgesetz geändert werden 
und das Hausbesorgergesetz aufgeho­
ben wird (Wohnrechtsnovel1e 2000 -
WRN 2000); 
Initiativantrag; 
Stellungnahme 

zu Zl. 13080.0060/2-LI.312000 

An die 

Parlamentsdirektion 

WIEN ER LANDESREGIERUNG 

V 
MD-Verfassungs- und 
Rechtsmittelbüro 

1082 Wien, Rathaus 

~ 4000-82316 
Telefu: 4000-99-82310 
e-mail: post@mdv.magwien.gv.Bt 

Wien,4. Mai 2000 

Zu dem mit Schreiben vom 6. April 2000 übemlittelten Antrag betreffend ein Bundes­

gesetz, mit dem das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, das Mietrechtsgesetz, das 

Wohnungseigentumsgesetz 1975, das Richtwertgesetz und das Heizkostenabrech­

nungsgesetz geändert werden und das Hausbesorgergesetz aufgehoben wird (Wohn­

rechtsnovelle 2000 - WRN 2000), wird wie folgt Stellung genommen: 
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Art .. 1 - Änderuneen des WohnuneseemeinnUtziekeitsee;setzes: 

ZuZ2: 

Mit dieser Bestimmung soll das bisher aus wohnrechtlichen Bestimmungen femgehal­

tene "ContTacting" ennöglicht werden. Betriebskosten werden daher in der Folge (auf 

15 Jahre) in einer ursprünglichen Höhe weiter verrechnet. obwohl diesen Vorschrei­

bungen keinerlei Betriebskosten in dieser Höhe gegenüberstehen, unabhängig davon, 

ob sich Begünstigungen in den Tariflinderungen oder Senkungen der ~nergiekosten 

ergeben haben. Hiedurch werden die aus den Erha1tungs- und Verbesserungsbeiträgen 

zu finanzierenden Kosten für Erhaltungs- bzw. Verbesserungsarbeiten auf die Be­

triebskosten und damit unmittelbar auf die Mieter überwälzt. Das Contracring-Modell 

in der vorliegenden Form kann daher ohne Rücksicht darauf, ob die EVB-Reserven 

ausreichen oder die energetischen Maßnahmen aus künftigen Erhaltungs- und Verbes­

serungsbeiträgen finanziert werden können, zur Anwendung kommen. Es wird daher 

vorgeschlagen, diese Art der Refinanzierung nur statt einem· Verfahren nach § 14 

Abs. 2 Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz (WGG) zuzulassen. Unklar ist auch, ab 

welchem Zeitpunkt diese Beträge verrechnet werden können. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass im MRG-Bereich derartige Re­

gelungen nicht vorgesehen sind. 

Zur Textierung •• Änderungen des Geldwertes" stellt sich die Frage, ob nach der Ein­

fuhrung des Euro der in Mietverträgen überwiegend als Grundlage der Anpassung ver­

einbarte Verbraucherpreisindex vom Österreichischen Statistischen Zentralamt noch 

einige Jahre weitergefiihrt werden wird bzw. welche alternative Wertsicherung zur 

Anwendung kommt. 
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Zu Z 3, Z 6 und Z 7: 

Durch den EntfaI1 der Hausbesorgerdienstwohnung entsteht zwingend zusätzliche 

Nutzfläche. Diese muss vennessen und der Berechnung der Aufwendungen zu Grunde 

gelegt werden. Damit sind Verfahren zur Bestreitung des AufteilungsschlUssels, Nutz­

wertfestsetzungen bzw. - im förderungsrechtlichen Bereich - neu aufgerollte Endab­

rechnungen "vorprogrammiert", 

ZuZ4: 

Durch diese Bestimmung werden - ohne dass dies legistisch berücksichtigt wurde -

Verbesserungsarbeiten in den Erhaltungsbereich transferiert. Dies bedeutet, dass diese 

Arbeiten gleichrangig mit den übrigen Erhaltungsarbeiten durchgefUhrt werden kön­

nen. Den Mietern wird damit die im § 14d Abs. 4a eingeräumte Überprüfungsmöglich­

keit genommen (Zn B. bei der Neuerrichtung eines Liftes, wie den Erläuterungen zu 

entnehmen ist). Derartige Kosten können d8.her auch zu einer Erhöhung des EVB ge­

mäß § 14 Abs. 2 und damit zu einer weiteren Belastung der Mieter fUhren. Abgrenzun· 

gen zum § 14b bzw. die Durchsetzbarkeit gemäß § 14c wurden nicht berücksichtigt. 

ZuZ 5; 

Um eine Eigentumsbildung zu verhindern, darf der angefUlute Betrag von S 688,02 

(Bau- und Grundkosten) nicht überschritten werden. Bei geforderten Mietwohnungen 

muss daher der Fehlbetrag auf das monatliche Entgelt umgelegt werden. Dies würde zu 

einer Verteuerung des monatlichen Entgeltes und daher in vielen Fällen zu einer er· 

schwerten Vennietbarkeit der Wohnungen fUhren. 

Durch die Ausgangslage ist auch aus fOrderungsrechtlicher Sicht Druck auf die Lan­

despolitik vorprogrammiert, entweder die Mietzinsbildungsvorschriften (Refinanzie· 

rungsvorschriften) und in diesem Zusammenhang die Wohnbeihilfenanspruchsberech. 
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tigung abzuändern oder/und die Förderung von Mietwohnungen zu erhöhen, um wei­

terhin den niedrigeren Einkommensschichten leistbare, mietbare Wohnungen garantie­

ren zu können. 

Dass diese Regelung nur fitf nach dem 30. Juni 2000 getorderte Mietwohnungen 

nach dem WQhDune:s~einnützigkeitsgesetz (und daher nicht ruf Private und ge­

werbliche Bauträger) gilt, ist aus verfassungsrechtIicher Sicht im Hinblick auf den 

Gleichheitsgrundsatz und den Vertrauensschutz äußerst bedenk1ich (vgl. dazu das 

Rechtsgutachten von Herrn Univ.-Prof. Dr. Michael Holoubek vom 19. ApriI2000). 

ZuZ 8: 

Die Neuregelung des § 17 Abs. I ist insofeme begrüßenswert. als den bisherigen Mie­

ter ein allfä1liges Vennietungsrisiko nicht mehr trifft und dieser den sowohl ab- als 

auch aufgewerteten Betrag zu erhalten hat. Es fehlt aber die KlarsteIlung, ob die Re­

gelung nur geforderte Altwohnungen umfasst. Die Anwendung dieser gesetzlichen 

Nonn auf den geförderten und ungeförderten Bereich ist im Hinblick auf den Vertrau­

ensschutz verfassungsrechtlich bedenklich (siehe das oben genannte Rechtsgutachten 

von Herrn Univ.-Prof. Dr. Michael Holoubek). 

Hinsichtlich der Alternative (Umlegung auf das monatliche Entgelt) wird auf die Aus­

fiihrungen zu Z 5 velVliesen. Letztlich bedingt die Neuregelung allerdings nicht eine 

Verbilligung sondern ein Ansteigen des vom Mieter zu zahlenden Entgeltes. 

Art. 2 - Änderun2en des Mietrechts2esetzes: 

ZuZ2: 

Entgegen der bisherigen Rechtslage kommt der Befristungsabschlag nicht nur bei 

Wohnungen, die dem Richtwertsystem unterliegen und Kat. D-Wohnungen zum Tra-
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gen, sondern nunmehr bei sämtlichen Mietobjekten, somit auch bei Geschäftsräum­

lichkeiten. 

Die Beseitigung der jetzigen Staffelung der Abschläge als Anreizsystem rur langfristi­

ge oder unbefristete Mietverträge wird letztlich dazu führen, dass zum Nachteil der 

Mieter nur mehr kurzfristige Verträge abgeschlossen werden. 

Eine Änderung des bestehenden Abschlages von derzeit 30 % bei einer Vertragsdauer 

von weniger als vier Jahren auf2S % bedeutet eine Verschlechterung ruf die Mieter. 

ZuZ5; 

Hier wird auf die Ausführungen zu Art. 1 Z 3, Z 6 und Z 7 verwiesen. 

Zu Z 8. Z lQ und Z 23: 

Mit der Neuregelung der Auflage von Abrechnungen bzw. Infonnationen im Falle des 

§ 45 Mietrechtsgesetz (MRG) ist neben zunehmende~ Anonymität die Gefahr durch 

unbefugtes Abnehmen von Mitteilungen gegeben. Da besonders in älteren Häusern 

keine geeigneten. sonstigen Räume vorhanden sind, sonte die Auflage der Abrechnun­

gen auch bei einem Mieter im Haus zugelassen werden. 

ZuZ9undZ 11: 

Da eine Reihe von Tätigkeiten, welche derzeit Hausbesorger verrichten, in der Auf­

zählung des § 23 Abs. 1 nicht mehr enthalten sind, müssen diese Arbeiten (z. B. Wech­

seln der Glühbirnen, Durchführung der Dichtheitsüberprufung nach dem Wiener Was­

serversorgungsgesetz) gegen gesonderte Verrechnung außer Haus gegeben werden. 

Der unbestimmte Gesetzesbegriff ..... gebührende angemessene Entgelt ...•• ist, da Be­

triebskostenüberprüfungsverfahren bei der Schlichtungsstelle schon derzeit rund ein 
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Viertel der Anträge umfassen, jedenfalls als zusätzlicher Streitpunkt anzusehen. Ent~ 

sprechend dem Legalitätsprinzip und den Legistischen Richtlinien 1990 ist bei Ver­

wendung unbestimmter Gesetzesbegriffe genau auszuführen, wo die Grenzen der Un­

bestimmtheit liegen, sodass der eingeräumte Spielraum deudich wird. Auch das künf­

tige Auftreten von Mischfonnen (Dienstvertrag, Werkvertrag bzw. Dienstverhältnis 

nach dem Hausbesorgergesetz) dient nicht der besseren Übersichtlichkeit und Nach­

vollziehbarkeit von Abrechnungen. 

Im § 23 Abs. 2 Iit. a fehlen eine Reihe von Kosten, wie die allenfalls zustehende Ab­

fertigung, das Ansparen für eine Abfertigung, sonstige durch Gesetz bestimmte Belas­

tungen oder Abgaben wie Kommunalsteuer, Karenzgeld, Urlaubsvertretungskostener­

sat:7:. Sonderzahlungen wie Urlaubszuschuss, Entgeltfortzahlungsbeträge, Dienstgeber­

beitrag zum Familienlastenausgleichsfonds, Ausgleichstaxen nach dem Behinderten­

einstellungsgesetz etc. 

Da die Bestinunung des § 134b Arbeitsverfassungsgesetz, welche die Überwälzbarkeit 

der Hausbesorgerbetriebsratskosten als Betriebskosten nach dem Mietrechtsgesetz re­

gelt, sich explizit aufHausbesQrger und Hausbetreuer bezieht, ist es im Hinblick auf 

die vorliegende Novelle unklar, ob diese Bestinunung auch auf die neuen Bediensteten 

für die Hausreinigung und Hausbetreuung anwendbar ist. Gegebenenfalls müssten die­

se Kosten in das Mietrechtsgesetz aufgenommen werden. 

Gleichfalls unbestinunt ist der im § 23 Abs. 21it. bangeführte "angemessene Werk­

lohn". 

Auf Grund der im § 23 Abs. 2 lit. c dargelegten Möglichkeit, dass weiterhin die" 

"fiktiven Hausbesorgerkosten" den Mietern verrechnet werden können, ist einerseits 

keine Kostenreduktion für die Mieter zu erwarten, andererseits fUhrt der unbestimmte 

Gesetzesbegriff des angemessenen Entgeltes zu einer erheblichen Rechtsunsicherheit. 
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Zu Z 14: 

Die vorgesehene Befristungsregelung und die Legitimierung von Kettenmietverträgen 

stellt rur Mieter eine wesentliche Verschlechterung ihrer Rechtsstellung dar. da sie in 

Abständen von drei Jahren als .. Bittsteller" an den Vermieter zwecks Verlängerung des 

Mietverhältnisses herantreten müssen. Durch den Entfall der zehnjährigen Obergrenze 

ist eine deutliche Zunahme befristeter Mietverhältnisse zu erwarten. 

Über die Bestimmung des § 1 Abs. 4 MRG sind nunmehr auch ruf befristete Mietver­

träge bei Wohnhäusern mit nicht mehr als zwei selbstständigen Wohnungen (Ein- und 

Zweifamilienhäuser) sowie ruf frei finanzierte Neubauten nach dem 30. Juni 1953 drei­

jährige Mindestgrenzen vorgesehen. Der Verweis im § 29 Abs. 3 auf • .Abs. 2" ist über­

holt. 

Zu Z 15: 

Durch" die Streichung der "Studentenmietverträge" ist eine Verschlechterung gegen­

über der bisherigen Rechtslage zu erwarten. 

Zu Z 17: 

In folge des Entfallens der Möglichkeit einer einjährigen stillschweigenden Verlänge­

rung bei befristeten Mietverträgen (Streichung des § 29 Abs. 4a) sowie des Options­

rechtes (§ 29 Abs. 4b) tritt eine SchlechtersteIlung der Mieter ein. 

Art. 3 - Änderuneen des WQhnuneseieentumsgesetzes 1975; 

Durch den Wegfall der Hausbesorgerdienstwohnung als allgemeiner Teil der Liegen­

schaft ist in jedem Einzelfall eine Festsetzung der Nutzwerte gemäß § 3 Abs. 2 erfor­

derlich; dies bedeutet zusätzliche Kosten fur Nutzflächenbercchnungcri, Gutachten, 
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neue Wohnungseigentumsverträge sowie Änderungen im Grundbuch; jedes zusätzliche 

Verfahren ist im Sinne einer Entbürokratisierung kontraproduktiv. 

Art. 6 - Änderun2 des Hausbesoreer2esetzes: 

Durch das Außerkrafttreten des Hausbesorgergesetzes ab 1. Juli 2000 fur neu zu be­

gtiindende Dienstverhältnisse fällt einerseits der durch ein objektiviertes Verfahren vor 

dem Arbeits- und Sozialgericht gewährleistete Kündigungsschutz, andererseits treten 

aus heutiger Sicht zum Teil noch nicht absehbare Konsequenzen, wie z. B. Durchbre­

chungen des Nachtarbeitsverootes, der 36-stündigen Wochenendruhe llSW. auf. Haus­

besorger hatten bisher ex lege eine flexible Arbeitszeit, die insbesondere bei der Be­

aufsichtigung ihrer Sprengel in den Abendstunden Sinn machte. Hausbetreuer, die vom 

Hauseigentümer als Dienstnehmer eingestellt werden, fallen unter das Arbeitszeitge­

setz. Damit haben sie ex lege ihre Dienstleistung in maximal je 40 Wochenstunden zu 

erbringen. Mehrleistungen wären durch Überstunden abzugelten. Sie haben außerdem 

Anspruch auf Sonn- und Feiertagsruhe. 

Nachdem die Arbeitgeber der Hausbesorger nicht Mitglieder einer kollektivvertragsfa­

higen Körperschaft sind, setzte das Bundeseinigungsarnt generen jährlich einen Min­

destlohntarif rur Hausbesorger und einen solchen für die Betreuung und Bedienung 

von Anlagen und Einrichtungen auf Liegenschaften fest. Auf Grund der kurzen Zeit­

spanne bis zum In-Kraft-Treten eines neuen Mindestlohntarifes mUssen Dienstverhält­

nisse ab I. Juli 2000 als .. Einzelvereinbarungen" begründet werden. Kollisionen mit 

den zu verrechnenden Betriebskosten gemäß § 23 MRG sind damit vorprogrammiert. 

Auch der Abschluss von Mindestlohntarifen ist nicht geeignet, die allgemeinen Ar­

beitszeitregelungen an die Besonderheiten von Hausbesorgerdienstverhältnissen anzu­

passen. Für den Abschluss eines Kollektivvertrages fehlt es derzeit an einer kol1ektiv­

vertragsfahigen Körperschaft auf der Arbeitgeberseite, sodass insgesamt festgeste11t 

werden muss, dass arbeitsrechtlich fundierte Möglichkeiten einer Neugestaltung in 

diesem Bereich nicht berücksichtigt wurden. 
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Bed.cnken gegen die künftige Nichtanwendung des Hausbesorgergesetzes auf neue 

Dienstverhältnisse sind auch darin begtilndet, dass es der Gemeinde Wien als Dienst­

geberin für Angehörige der genannten Berufsgruppe kaum möglich ist, derart kurzfris­

tig seriös und verantwortungsvoll auf die künftige Rechtslage zu reagieren und allen­

falls erforderliche angemessene Maßnahmen fristgerecht zu setzen. 

Zwar ist auf Verträge, die Dienstgeber mit den Hausbesorgern vor dem 1. Juli 2000 

abgeschlossen haben, weiterhin das Hausbesorgergesetz anzuwenden, es kann aber 

davon ausgegangen werden, dass rur .. neue" Rechtsverhältnisse dieser Art, wenn sie 

überhaupt als echte Dienstverträge konstruiert werden, vom bisherigen Recht nicht 

unerheblich abweichende Vorschriften gelten werden. 

Umgelegt auf den Bereich der städtischen Hausbesorger würde die im Gesetzentwurf 

vorgesehene Nichtanwendung des Hausbesorgergesetzes, sofern nicht entsprechende 

andere (z. B. legistische) Maßnahmen getroffen werden, bedeuten, dass Dienstverhält­

nisse zur Gemeinde Wien, die nach dem 30. Juni 2000 begrllndet werden, mangels be­

sonderer gesetzIicher Regelung unter die Vertragsbedienstetenordnung (VBO 1995) 

fallen. Damit würden Regelungen gelten, die von denen des Hausbesorgergesetzes er­

heblich abweichen, Mieterinteressen berilhren und vor allem - wie erwähnt. sofern 

nicht andere Regelungen getroffen werden - ein jahrelanges Nebeneinander verschie­

dener arbeitsrechtlicher Normenhereiche für ein und dieselbe Tätigkeit bringen (zum 

einen rur Hausbesorger, rur die noch das Hausbesorgergesetz gilt, zum anderen rur 

Hausbesorger, fur die andere rechtliche Bestimmungen gelten). 

Zur Dienstwohnung erhebt sich künftig das Problem. ob sichergestellt werden kann, 

dass ein Hausbetreuer in dem von ihm übernommenen Betreuungssprengel auch tat­

sächlich eine Wohnung findet. Wohnt er nicht innerhalb oder im Umkreis seines 

Betreuungssprengels, kann er seiner Beaufsichtigungs- und Meldepflicht (Notfall) 

nicht bzw. nicht rechtzeitig nachkof!1men. So besteht z. B. nach dem Wiener Aufzugs­

gesetz auf Grund der geltenden Rechtslage die Notwendigkeit, einen Aufzugswärter zu 

bestellen, der im Umfeld von 150 m wohnhaft ist. Zukunftsorientierte, bei Neuerrich-
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tungen zum technischen Standard gehörende Lösungen (z. B. Notrufkommunikations­

systeme) sind mit Umstellungskosten verbunden und müssten auch im Wiener Auf­

zugsgesetz vorgesehen werden. 

Weiters wird es auch auf Grund der Verordnung des Magistrates der Stadt Wien über 

die Haustorsperre und die Hausbeleuchtung (AbI. NT. 11/1972 in der Fassung 

AbI . NT. 44/ 1997) notwendig werden, verstärkt Gegensprechanlagen einzubauen. 

Jedenfalls sollten die Arbeiten und Kosten, die sich aus der Nachriistung der Lifte und 

dem Einbau von Gegensprechanlagen ergeben, Arbeiten nach § 8 Abs. 2 Z 1 MRG 

darste11en, damit der Mieter diese jedenfalls zuzulassen hat. 

Aus den angeführten Gründen ergibt sich, dass die geplanten Neuerungen in weiten 

Bereichen sowohl faktische Nachtei1e fllr die Bewohner als auch eine Verteuerung rur 

Mieter und Nutzungsberechtigte mit sich bringen, weshalb der gegenständliche Ent­

wurf der Wolmrechtsnovel1e 2000 im aufgezeigten Umfang abgelehnt wird, 

Gleichzeitig werden 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme an das Präsidium des 

Nationalrates übennittelt. Eine weitere Ausfertigung ergeht an die e-mail Adresse 

"begutachtungsverfahren@parlament.gv,at", 

Für den Landes m irektor: 

Mag, Bubak 
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